
599 der BeHagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates XIV. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (534 der Bei­
lagen): Bundesgesetz,. mit dem das Richter­
dienstgesetz geändert wird (Richterdienst­
gesetz-Novelle 1977 - RDG-Novelle 1.977) 

Die dem Verfassungs ausschuß zur Vor.beratung 
vorgelegene Novelle zum Richterdienstgesetz 
si~ht eine Neuregelung von. Urlaubsbestimmun­
gen vor, die eine Anpassung des Richterdienst­
gesetzes an Bestimmung,en des Beamten-Dienst­
rechtsgesetzes darstellt. 

Im einzelnen w,ird eine Aliquotierung des 
Erholungsurlaubes bei Eintritt nach dem 1. Juli, 
die Verlängerung der Fr:ist für den Verbrauch des 
ErhoIungsurlaubes, die Einführung eines Pflege­
urlaubes und eine Neufassung der Bestimmungen 
über die Anerkennung einer Erkrankung im 
Ausland als Unterbrechungsgrund für den Er­
holungsurlaub vorgeschlagen. 

Dr. Gasperschitz 
Berichterstatter 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage am 24. Juni 1977 in Verhandlung ge­
zogen und nach Wortmeldungen der Abgeord­
neten Dr. Schmidt, DDr. Hesele, 
Dr. P rad e r und des Berichterstatters sowie des 
Staatssekretärs Dr. Lös c h n a k einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die" Annahme des 
Ge~etzentw.urf in der von den Abgeord­
neten DDr. 'Hesele, Dr. Neisser und 
Dr. Sc h mi d t vorgesChlagenen Fassung. (im 
§ 72 b Ahs. 1 wird das Wort "Arbeitstage" durch 
da~ Wort "Werktage" ersetzt) zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n t ra g, der N atiönalrat wolle dem a n. g e~ 
schlossenen Gesetzentwurfdie ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1977 06 24 

Thalhammer 
Obmann 

). 
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599 der Bei1agen 

.;. 
Bundesgesetz vom XXXXXXXXX, 

mit dem das Ridtterdienstgesetz geändert 
wird (Ridtterdienstgesetz-Novelle 1977 -

, RDG-Novelle 1977) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ARTIKEL I 

Das Richterdienstgesetz, BGBL Nr. 305/1961, 
in der Fassung der Richterdienstgesetz-NoveHe 
1968, BGBL Nr. 68, und der Richterdienstgesetz­
Novelle 1971, BGBL Nr. 283, wird wie folgt 
geändert: 

1. Der Abs. 3 des § 71 ,erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die ka!lendermäßige Festlegung des Er­
holungsurlaubes ist unter Berücksichtigung der 
dienstlichen Interessen und der persönlichen 
Interessen des Richters so vorzunehmen, daß der 
Erholungsurlaub nach Möglichkeit ungeteilt ver-
braucht werden kann." . 

'2. Dem § 72 werden folgende Absätze an­
gefügt: 

,,(3) Die für das höhere Urlaubsausmaß maß­
, gebende Dienstz'eit gilt auch dann als am 1. Juli 
erreicht, wenn sie vor Ablauf des dem 1. -Juli 
folgenden 30. September vollendet wird. 

(4) In dem Kalenderjahr, in dem das öffentlich­
rechtliche Dienstverhältnis begründet wurde, be­
trägt das Urlaubsausmaß für jeden begonnenen 
Monat des Dienstverhältnisses ein Zwölf tel des 
jährlichen Ausmaßes. Hat das Dienstverhältnis 
in diesem Kalenderjahr ununterbrochen sechs Mo­
nate gedauert, so gebührt der volle Urlaub. 

(5) Falten in ein Kalenderjahr Zeiten eines 
KarenzurhlUbes, so gebührt ein Erholungsurlaub, 
soweit er noch nicht verbraucht worden ist, in 
dem Ausmaß, das ,dem um die Dauer' des Karenz­
urlaubes verkürzten Kalenderjahr entspricht. 

(6) Ergeben sich bei der Ermittlung des Ur­
laubsausmaßes gemäß Abs. 4 und 5 Teile von 
Tagen, so sind sie auf ganze Tage aufzurunden." 

3. Die §§ 72 abis 76 haben zu lauten: 

;,Zusatzurlaub 

§ 72 a. (1) Der Richter hat Anspruch auf Er'­
höhung des ihm gemäß § n gebührenden Ur­
laubsausmaßes,wenn am Stichtag eine der fol­
genden Voraussetzungen gegeben ist: 

1. Bezug einer Rente auf Grund des Kriegs­
opferversorgungsgesetzes 1957, BGBL Nr. 152, 
des Opferfürsorgegesetzes, BGBL Nr. 183/1947, 
oder des Heeresversorgungsgesetzes, BGBL 
Nr. 27/1964, wegen Minderung der Erwerbs­
fähigkeit; 

2. Bezug einer Rente als Folge eines Dienst­
unfalles oder einer Berufskrankheit im Dienste 
einer Gebietskörperschaft; 

3. Besitz eines Bescheides gemäß §14 Abs. 1 
oder 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
BGBL Nr. 22/1970, in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBL Nr. 329/1973; 

4. Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung 
gemäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungs­
gesetzes 1953, BGBL Nr. 21, in der Fassung des 
Bunde~gesetzes BGBL Nr. 55/1958, oder gemäß 
§ 13 Abs.2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969, 
in der Fassung vor dem Inkrafttreten d,es Bun­
desgesetzes BGBL Nr. 329/1973. 

(2) Der Zusatzurlaub beträgt zwei Werktage 
und erhöht sich 

bei einer Minderung ,der Erwerbsfähigkeit von 
mindesrens 

40 v. H. auf 
50 v. H. auf 
60 v. H. auf 

4 Werktage, 
5 Werktage, 
6 Werktage. 

(3) Für Kalenderjahre, in denen dem Richter 
im Zusammenhang mit den im Abs. 1 angeführ­
ten Voraussetzungen Dienstbefreiung gemäß 
§ 62 a gewährt wurde, gebührt keine ErhÖhung 
~es Erholungsurlaubes. 
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599 der Betlagen 3 

Erkrankung während des Erholungsurlaubes 

§ 72 b. (1) Erkrankt der Richter während des 
Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind 
auf Werktage fallende Tage der Erkrankung, an 
denen der Richter durch die Erkrankung dienst­
unfähig war, auf das Urlaubsausmaß nicht anzu­
redmen, wenn die Erkrankung länger als drei 
Kalendertage gedauert hat. 

(2) Der Richter hat der Dienststelle, die den 
Erholungsurlaub fesdegt, nach dreitägiger Krank­
heitsdauer die Erkrankung unverzüglich mitzu­
teilen. Ist dies aus Gründen, die nicht vom Rich­
ter zu vertreten sind, nicht inöglich, so gilt die 
Mitteilung als rechtzeitig, wenn sie unmittelbar 
nach "WegfaH des Hindernisgrundes nachgeholt 
wird. Beim Wiederantritt des Dienstes hat der 
Richter ohne schuldhahe Verzögerung ein ärzt­
liches Zeugnis oder eine Bestätigung des zustän­
digen Krankenversicherungsträgers über Beginn 
und Dauer der Dienstunfähigkeit vorzulegen. 
Erkrankt der Richter während eines Erholungs­
urlaubes im Ausland, so ist dem ärztlichen Zeug­
nis eine "behördliche Bestätigung darüber beizu­
fügen, daß es von einem zur Ausübung des 
Arztberufes zugelassenen Arzt ausgestellt wurde. 
Eine solche behördliche Bestätigung ist nicht 
erforderlich, wenn die ärztliche Behandlung (sta­
tionär oder ambulant) in einer Krankenanstalt 
erfolgte und hiefür eine Bestätigung dieser An­
stalt vorgelegt wird. Kommt der Richter diesen 
Verpflichtungen in zumutbarer Zeit und Weise 
nidlt nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden. 

(3) Erkrankt ein Richter, der während eines 
" Erholungsurlaubes eine dem Erholungszwecke des 

Urlaubes widersprechende Erwerbstätigkeit aus­
übt, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn die 
Erkrankung mit dieser Erwerbstätigkeit in ur­
sädllichem Zusammenhang steht. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten 
auch für den Richter, der infolge eines Unfalles 
dienstunfähig war. 

Verfall des Erholungsurlaubes 

§ 73. Der Anspruch auf Erholungsurlaub ver­
fällt, wenn der Erholungsurlaub nicht bis zum 
31. Dezember des dem Urlaubsjahr folgenden 
Kalenderjahres verbraucht yvird. Ist ,der Verbrauch 
bis ZIU diesem Zeitpunkt aus dienstlichen Gründen 
nicht möglich, so tritt der Verfall erst mit Ablauf 
des nächstfolgenden Kalenderjahres ein. 

Sonder urlaub 

§ 74. (1) Dem Richter kann auf sein Ansuchen 
aus wichtigen persönlichen oder familären Grün­
den oder aus einem sonstigen besonderen Anlaß 
ein Sonderurlaub gewährt werden. Als beson­
derer Anlaß ist jedes Ereignis anzusehen, das die 

Erteilung eines solchen Urlaubes im öffentlichen 
Interesse oder im privaten Interesse des Richters 
rechtfertigt. 

(2) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der 
Richter den Anspruch auf die vollen Bezüge. 

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt wer­
den, wenn keine zwingenden dienstlichen Erfor­
dernisse entgegenstehen. Der Sonderurlaub darf 
die dem Anlaß angemessene Dauer nicht über­
steigen. Er ist in den Erholungsurlaub nicht ein­
zurechnen. 

(4) Die Gewährung eines Sonderurlaubes, der 
ununterbrochen mehr als drei Monate dauern 
soll, bedarf der Zustimmung des Bundeskanzlers 
und des Bundesministers für Finanzen. 

Karenzurlaub 

§ 75. (1) Dem Richter kann auf sein Ansudlen 
ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenz­
urlaub) gewährt werden, sofern nicht zwingende 
dienstlime Gründe entgegenstehen. 

(2) Die Zeit des KarenzurlaJ.lbes ist für Rechte, 
die von der Dauer des Dienstverhältn~sses ab­
hängen, nicht zu berücksichtigen, soweit in den 
Besol-dungsvorschriften nicht anderes bestimmt 
ist. 

(3) Sind für die Gewährung eines Karenz­
urlaubes andere als private Interessen maßgebend 
und liegen berücksichtigungswürdige Gründe vor, 
so kann der Bundesminister für Justiz verfügen, 
daß die gemäß Abs. 2 mit der Gewährung des 
Karenzurlaubes verbundenen Folgen nicht oder 
nicht im vollen Umfang eintreten. 

(4) Für die Gewährung eines Karenzurlaubes, 
der ununterbromen mehr als drei Monate dauern 
soll, ausgenommen er soll im Anschluß an einen 
Karenzurlaub gemäß § 15 Abs. 1 des Mutter­
schutzgesetzes; BGBl. Nr. 76/1957, gewährt wer­
den, sowie für eine Verfügung gemäß Abs. 3 
ist die Zustimmung des Bundeskanzlers und des 
Bundesministers für Finanzen erforderlich. 

Pflegeurlaub 

§ 75 a. (1) Der Richter, der wegen der not­
wendigen Pflege eines im gemeinsamen Haushalt 
lebenden erkrankten oder verunglückten nahen" 
Angehörigen nachweislich an der Dienstleistung 
verhindert ist, hat, unbeschadet der Bestimmung 
des § 74, Anspruch auf P±1egeurlaub. Dieser 
Pflegeurlaub darf im Kalenderjahr sechs Werktage 
nicht übersreigen. 

(2) Als nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 
sind der Ehegatte und Personen anzusehen, die 
mit dem Richter in gerader Linie verwandt sind, 
ferner Geschwister, Stief-, Wahl- und Pflegekin­
der sowie die Person, mit der der Richter in 
Lebensgemeinschaft lebt. 
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4 599 der BeiLagen 

Unterbrechung des Erholungsurlaubes und Ver­
hinderung des Urlaubsantrittes 

§ 76. (1) Die ka:l,endermäßige Festlegung des 
Erholungsurlaubes schließt eine aus besonderen 
dienstlichen RückiSichten gebotene abändernde 
Verfügung nicht aus .. Der Antritt oder die Fort­
setzung des Erholungsurlaubes ist zu ermöglichen, 
sobald es der. Dien,st zuläßt. 

(2) Durch .eine unvorhergesehene Rückberu­
fung vom Erholungsurlaub verursachte Reisen 
gelten als Dienstreisen." 

. / 

ARTIKEL 11 

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit 
1. Jänner 1977 in Kraft. 

ARTIKEL III 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister für Justiz, hinsichtlich der 
§§ 74 Abs. 4 und 75 Abs. 4 im Einvernehmen 
mit dem BundeskanZJler und dem Bundesminister 
für Finanzen, betraut . 
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